
e) Die D ienststellen des AZKW an  den K ontroll­
stellen werden als PKA bezeichnet.

f)  Dem PKA obliegt die Kontrolle prüfpflichtiger 
Sendungen. Die M itarbeiter des AZKW entschei­
den über die vollständige Beschlagnahme, die 
Rücksendung an den Absender, die W eiter­
leitung an  den Em pfänger sowie über die E n t­
nahm e von Inhaltsteilen  der vorgeführten  P ost­
sendungen nach den geltenden gesetzlichen Be­
stim m ungen. Jede M aßnahm e in diesen Fällen 
w ird uneingeschränkt vom PK A  vertreten.

Ausnahm en

A.

B. Beim Auffinden von H etzm aterial, W affen u. a. 
w ird die gesam te Sendung beschlagnahm t. E in P ro ­
tokoll w ird n icht ausgefertig t. In  diesen Fällen 
w ird die gesam te Sendung den zuständigen Organen 
gegen Q uittung im  übergabebuch übergeben. Das 
PKA h a t dem Leiter der Abt. S bzw. des Vrz.PA 
davon K enntnis zu geben und ihm  Einsicht in  das 
Übergabebuch zu gewähren.

C. L ite ra tu r, m ilitärische Spielzeuge und W aren an ti­
dem okratischen und kulturfeindlichen C harakters, 
die aus den Sendungen entnommen werden, sind m it 
dem N um m ernstem pel des K ontrolleurs zu ver­
sehen.

Die E inhaltung dieser V ereinbarung Ist durch den 
L eiter der HA Post- und Zeitungswesen des M PF vier­
teljährlich  zu kontrollieren.

Diese V ereinbarung t r i t t  am  15. 3. 1956 in K raft.

F ü r  das M PF F ü r das AZKW

gez. G rützm acher gez. Ruh, Leiter des Amtes

D. Verletzung des Rechts auf Freizügigkeit

P raktisches Verbot der Übersiedlungen

Zu denjenigen Grundrechten, die besonders entscheidend 
für das persönliche Leben des Bürgers sind, gehört auch 
das Recht, sich an einem beliebigen Ort niederzulassen 
oder auszuwandern. Die Verfassung der Sowjetzone 
sichert ihren Bürgern dieses Recht ebenfalls zu und legt 
hierzu fest, daß es nur auf Grund eines für alle gelten­
den Gesetzes eingeschränkt werden darf. Gesetze, in 
denen für jeden Bürger ersichtlich geregelt ist, wann und 
unter welchen Voraussetzungen er von dem Recht auf 
Freizügigkeit Gebrauch machen, insbesondere wann er 
in die Bundesrepublik übersiedeln kann, gibt es in der 
Sowjetzone jedoch nicht. Das besondere Bestreben der 
Zonenmachthaber geht dahin, nicht nur den „legalen 
Verzug" in die Bundesrepublik oder nach West-Berlin 
zu verhindern, sondern auch den Reiseverkehr dorthin 
weitgehend zu drosseln. Hierzu sind aber nicht, wie in 
der Verfassung vorgeschrieben, für alle gültige Gesetze 
ergangen, sondern die Verwaltungs- bzw. Polizeidienst­
stellen wurden durch vertrauliche Verfügungen ange­
wiesen, die erforderliche Übersiedlungsgenehmigung fast 
immer zu versagen und erheblich weniger Besuchsreisen 
zuzulassen.

Die vertraulichen Dienstanweisungen sind zumeist vom  
Innenministerium der Sowjetzone erlassen worden. Sie 
gehen zurück auf eine Erklärung, die der Erste Sekretär 
des ZK der SED, Walter Ulbricht, auf der 33. Plenar­
tagung des Zentralkomitees abgegeben hat. Nach den 
vertraulichen Weisungen haben sich auch die bei den 
Räten der Kreise gebildeten „Verwaltungskommissionen 
für den innerdeutschen Reiseverkehr" auszurichten, als 
deren Hauptaufgabe es angesehen wird, die Antragsteller 
von einer Übersiedlung in die Bundesrepublik oder nach 
West-Berlin abzuhalten.

DOKUMENT 48

A us: „G rundfragen der ökonomischen und politischen 
Entw icklung in der DDR“
von W alter U lbricht, E rs te r S ekretär des ZK 
der SED

n .  G rundfragen der staatlichen Entw icklung

E s ist nun die F rag e  gestellt worden, wie vom poli­
tischen und strafrechtlichen S tandpunkt die Republik­
flucht und das W echseln des W ohnsitzes aus der D eut­
schen D em okratischen Republik und dem dem okra­
tischen Sektor Berlins nach W estdeutschland und W est­
berlin zu beurteilen sind. Jede F lucht oder Übersied­
lung nach W estdeutschland bedeutet eine Hilfe fü r die 
w estdeutsche M ilitärbasis der NATO m it A rbeits­
k rä ften  und einen V erlust von A rbeitskräften  in der 
DDR. Eine Republikflucht ist V erra t an den friedlichen 
In teressen  des Volkes und nü tz t W estdeutschland, das 
NATO-Basis ist. Es is t notwendig, eine große A ufk lä­
rungsarbeit zu führen, daß kein B ürger der Deutschen 
D em okratischen Republik sich von den westdeutschen 
W erbern dazu verleiten läßt, nach W estdeutschland zu 
ziehen. W ir m üssen alle Menschen davor bewahren, daß 
sie von den w estdeutschen G roßkapitalisten ausgebeutet 
und ern iedrig t werden. Vor allem ist es notwendig, den 
Menschen zu erklären, w arum  das w estdeutsche System 
des m ilitaristischen O brigkeitsstaates keine Z ukunft 
ha t und w arum  die E rha ltung  des Friedens die S tä r­
kung der DDR erfordert und deshalb kein A rbeiter, 
kein A ngehöriger der Intelligenz, kein B auer aus klein­
lichen w irtschaftlichen oder persönlichen Gründen nach 
W estdeutschland ziehen darf. Selbst nach U n ter­
suchungen w estdeu tscherste llen  sind es nicht politische 
Gründe, sondern m eist kleine persönliche Gründe, die 
den einen oder anderen veran laß t haben, die H eim at 
zu verlassen und in das westdeutsche NATO-Gebiet zu 
ziehen.

Quelle: R eferat auf der 33. T agung des Zentralkom itees 
der SED vom 16.—19. 10. 1957, Sonderbeilage 
der Zeitung „Neues D eutschland“, S. 32.

DOKUMENT 49

Aus: „Zur A rbeit der Kommissionen fü r  den innerdeut­
schen Reiseverkehr bei der P rü fung  von A nträgen 
au f Übersiedlung nach W estdeutschland“ 
von O tto Schaefer

Die 33. T agung des Zentralkom itees der SED stellte 
nachdrücklich fest, daß jede Übersiedlung nach W est­
deutschland eine Hilfe fü r die w estdeutsche M ilitärbasis
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